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Fragen der FDP-Ratsgruppe zum Tagesordnungspunkt 5 „Legio-
nellenbefund in Seniorenzentrum Baumheide – Bericht der Ver-
waltung“ (SGA-Sitzung am 26. November 2019) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr Teutrine, 

 

am 26.11.2019 haben Sie mir zur Sitzung des SGA am selben Tag einen Fragenka-

talog der FDP-Ratsgruppe zum TOP 5 „Legionellenbefund im Seniorenzentrum 

Baumheide – Bericht der Verwaltung“ zukommen lassen. Der Katalog umfasst 41 

Fragen und knüpft an den Inhalt der in der Sitzungsvorlage 9781/2014-2020 enthal-

tenen Informationen an. 

 

1. Gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1 GO NRW finden auf die Ausschussmitglieder und das 

Verfahren in den Ausschüssen die für den Rat geltenden Vorschriften entsprechen-

de Anwendung. Nach § 55 Abs. 1 S. 2 GO NRW (Kontrolle der Verwaltung) ist der 

Bürgermeister (hier: der ihn in seinem Zuständigkeitsbereich vertretende Beigeord-

nete) verpflichtet, einem Ratsmitglied auf Verlangen Auskunft zu erteilen oder zu 

einem Tagesordnungspunkt Stellung zu nehmen. Das Auskunfts- und Stellungnah-

merecht kann nicht nur im Rat, sondern auch im Ausschuss geltend gemacht wer-

den. Anspruchsberechtigt sind gleichwohl nur Ratsmitglieder, nicht aber sachkundi-

ge Bürger bzw. sachkundige Einwohner (vgl. Kleerbaum/Palmen, Gemeindeordnung 

NRW, 3. Aufl. 2018, § 55 GO, Anm. II. 2. c). 

Die Fragen wurden hier von Herrn Teutrine als sachkundigem Bürger für die FDP-

Ratsgruppe eingereicht. Folglich stehen ihm als „lediglich“ sachkundigem Bürger 

grundsätzlich weder das Auskunftsrecht nach § 55 Abs. 1 Satz 2 1. Alternative GO 

NRW noch das Recht zu, vom Bürgermeister (hier: dem Beigeordneten) die Stel-

lungnahme zu einem Tagesordnungspunkt gemäß § 55 Abs. 1 Satz 2 2. Alternative 

GO NRW zu verlangen.  

 

- Bei einem Schreiben ausschließlich an die FDP-Ratsgruppe /Herrn Teutrine 

wäre bereits aus diesen formalen Gründen eine Stellungnahme abzulehnen -  
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- Soweit auch Ratsmitglieder sich in der Sitzung dem Fragenkatalog ange-

schlossen haben: 

 

Da sich jedoch weitere Ausschussmitglieder, die auch Ratsmitglieder sind, in der 

Sitzung den Fragenkatalog zu eigen gemacht haben, werde ich vorliegend auch in 

der Sache Stellung nehmen. 

 

2. Wie Ihnen bekannt ist, hat die Staatsanwaltschaft Bielefeld ein Ermittlungsverfah-

ren im Zusammenhang mit dem Legionellenbefall in dem AWO-Seniorenzentrum 

eingeleitet. Im Hinblick darauf, dass in diesem Verfahren in alle Richtungen ermittelt 

wird, war und bin ich gehalten, keine Informationen herauszugeben, die sich für die 

von den Strafverfolgungsbehörden aktuell oder erst im Zuge der Ermittlungen in den 

Fokus genommenen Personen als belastend darstellen können. 

Denn alle Personen haben bereits als Zeugen das Recht, die Auskunft auf solche 

Fragen zu verweigern, deren Beantwortung ihnen selbst die Gefahr zuziehen würde, 

wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden (vgl. § 55 

Abs. 1 StPO). 

Dieser Aspekt lag bereits der in der Vorlage für den öffentlichen Teil der SGA-

Sitzung zusammengestellte Chronologie der Ereignisse zugrunde, so dass auch mit 

der öffentlichen Vorlage 9781/2014-2020 zunächst nur die Informationen herausge-

geben werden konnten, die Betroffene nicht der Gefahr aussetzen, sich selbst nicht 

mehr sachgerecht verteidigen bzw. das ihnen im Fall einer Vernehmung zustehende 

Auskunftsverweigerungsrecht nicht sachgerecht wahrnehmen zu können.  

 

Nach Rücksprache mit dem Datenschutzbeauftragten und dem Rechtsamt der Stadt 

Bielefeld können Ihre Fragen deshalb mit Rücksicht auf das laufende Ermittlungs-

verfahrens der Staatsanwaltschaft Bielefeld nicht beantwortet werden, da die Be-

antwortung dieser Fragen in die durch unser Rechtssystem (insb. die Strafprozess-

ordnung) gewährleisteten Rechte Dritter eingreifen könnte. 

 

Da bis zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht ersichtlich ist, in welche Richtung sich die 

Ermittlungen erstrecken werden, bitte ich aus den o.g. Gründen um Ihr Verständnis 

dafür, dass weitere Detailfragen zu der Thematik vorerst nicht beantwortet werden. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

I. Nürnberger 

 

 

 


